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Liebe Leserinnen,
liebe Leser,

im Land Brandenburg ist die Zahl 
der Menschen mit Handicap in den 
vergangenen Jahren stetig gestie-
gen: Gab es im Jahr 1999 rund 
170 000 Menschen mit einer Schwer-
behinderung, waren es zehn Jahre 
später schon knapp 222 000 und 
im Jahr 2019 knapp 272 000. Damit 
muss rund jeder zehnte Brandenbur-
ger heute mit einer Schwerbehinde-
rung leben. 

Für viele Betroff ene geht das Leben 
mit einer Behinderung mit besonde-
ren Belastungen einher. Allzu oft sind 
diese auch verbunden mit höheren 
fi nanziellen Aufwendungen. Daher 
sieht das Steuerrecht zurecht zahl-
reiche Erleichterungen für Menschen 
mit Handicap vor. Diese fi nden Sie im 
Folgenden anschaulich beschrieben.

Mit der vorliegenden Publikation hat 
das Brandenburger Finanzministe-
rium seine Informationsbroschüre für 
Menschen mit Behinderungen erneut 
aktualisiert, sie erscheint nun in vier-
ter Aufl age. Wir geben mit diesem 

Heft einen Überblick über die für Sie 
relevanten steuerrechtlichen Rege-
lungen und hoff en, damit praktische 
Hilfe zu Ihrer fi nanziellen Entlastung 
geben zu können. 

Für weitere – in dieser Broschüre 
nicht beantwortete Fragen – stehen 
Ihnen die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter unserer Finanzämter und der 
steuerberatenden Berufe gern zur 
Verfügung.
Ihre 

Katrin Lange
Ministerin der Finanzen und für 
Europa des Landes Brandenburg

Ihre 

Katrin Lange
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A Einkommen- und Lohnsteuer

zungen nicht während des gesamten 
Kalenderjahres vorgelegen haben 
oder der Grad der Behinderung erst 
im Laufe des Jahres von der zustän-
digen Stelle festgestellt worden ist. 
Gleiches gilt, wenn der Grad der 
Behinderung erst im Laufe des Jah-
res herauf- oder herabgesetzt worden 
ist. In diesen Fällen steht der Pausch-
betrag der behinderten Person nach 
dem höchsten Grad für das ganze 
Kalenderjahr zu.

Welche Kosten werden durch den 
Pauschbetrag abgegolten?
Der Pauschbetrag für behinderte 
Menschen gilt Aufwendungen ab, die 
für die Inanspruchnahme von Hilfe 
bei den gewöhnlichen und regelmä-
ßig wiederkehrenden Verrichtungen 
des täglichen Lebens, für die Pflege 
und für einen erhöhten Wäschebe-
darf anfallen. Es handelt sich hierbei 
um Aufwendungen, die behinderten 
Menschen erfahrungsgemäß durch 
ihre Krankheit bzw. Behinderung 
entstehen und deren alleinige behin-
derungsbedingte Veranlassung nur 
schwer nachzuweisen ist. Alle übri-
gen behinderungsbedingten Aufwen-
dungen (z. B. Operationskosten sowie 
Heilbehandlungen, Kuren, Arznei-, 
Arzt- und angemessene Fahrtkosten) 

können daneben als außergewöhn-
liche Kosten im Zusammenhang mit 
der Behinderung abgezogen werden 
(siehe hierzu Textziffer 4).

Wie ist der Nachweis zu erbrin-
gen?
Die Voraussetzungen für die Inan-
spruchnahme des Pauschbetrags 
müssen dem Finanzamt auf Anforde-
rung nachgewiesen werden. Behin-
derte Menschen, deren Grad der 
Behinderung auf mindestens 50 fest-
gestellt ist, erbringen den Nachweis 
durch Vorlage eines Ausweises (im 
Folgenden als Schwerbehinderten-
ausweis bezeichnet) nach dem Neun-
ten Buch des Sozialgesetzbuches 
oder eines Bescheides der für die 
Durchführung des Schwerbehinder-
tenrechts zuständigen Behörde. Im 
Land Brandenburg ist dies das Lan-
desamt für Soziales und Versorgung 
mit Standorten in Cottbus, Frankfurt 
(Oder) und Potsdam. Behinderte 
Personen, deren Grad der Behinde-
rung auf weniger als 50, aber min-
destens auf 25 festgestellt ist, führen 
den Nachweis entweder durch eine 
Bescheinigung des Landesamtes für 
Soziales und Versorgung, die auch 
den Hinweis auf eine dauernde Ein-
buße der körperlichen Bewegungs-

1	 Pauschbeträge für behinderte Menschen

Es ist oft sehr mühsam, sämtliche 
Aufwendungen, die infolge einer 
Behinderung entstehen, aufzuzeich-
nen und die entsprechenden Belege 
zu sammeln. Deshalb sieht das Ein-
kommensteuerrecht vor, bestimmte 
Kosten als außergewöhnliche Belas-
tungen ohne Einzelnachweis in einem 
pauschalen Verfahren zu berücksich-
tigen (sog. Pauschbetrag für behin-
derte Menschen).

Wer hat Anspruch?
Den Pauschbetrag erhalten behin-
derte Personen, deren Grad der 
Behinderung auf mindestens 50 fest-
gestellt ist. Behinderten Menschen, 
deren Grad der Behinderung auf 
weniger als 50, aber mindestens auf 
25 festgestellt ist, wird der Pauschbe-
trag gewährt, wenn

	■ ihnen wegen ihrer Behinderung 
nach gesetzlichen Vorschriften 
Renten oder andere laufende Be-
züge zustehen (z. B. Unfallrente, 
nicht aber Renten aus der gesetz-
lichen Rentenversicherung der 
Arbeiter und Angestellten), auch 
wenn diese Ansprüche ruhen oder 
durch eine Einmalzahlung abgefun-
den wurden oder

	■ die Behinderung zu einer dauern-
den Einbuße der körperlichen Be-
weglichkeit geführt hat oder

	■ die Behinderung auf einer typi-
schen Berufskrankheit beruht.

Wie hoch ist der Pauschbetrag?
Die Höhe des jährlichen Pauschbe-
trags richtet sich nach dem dauern-
den Grad der Behinderung:

 Grad der  
Behinderung

Pauschbetrag 
in Euro

25 und 30 310
35 und 40 430
45 und 50 570
55 und 60 720
65 und 70 890
75 und 80 1 060
85 und 90 1 230

95 und 100 1 420

Blinde (Merkzeichen „Bl“), hilflose 
Personen (Merkzeichen „H“) sowie 
Schwerstpflegebedürftige der Pflege-
grade 4 und 5 erhalten einen Pausch-
betrag von 3 700 Euro jährlich.
Die Pauschbeträge sind Jahresbe-
träge. Sie werden auch dann in voller 
Höhe gewährt, wenn die Vorausset-
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„Außergewöhnliche Belastungen“ 
entsprechend ausgefüllt wurde.
Bei Arbeitnehmern und Versorgungs-
empfängern (z. B. Pensionären) kann 
dieser Pauschbetrag bereits im Lohn-
steuerabzugsverfahren berücksich-
tigt werden, so dass der Arbeitgeber 
entsprechend weniger Lohnsteuer 
einbehält. Hierzu ist der Freibetrag 
beim Wohnsitzfinanzamt mit dem Vor-
druck „Antrag auf Lohnsteuer-Ermä-
ßigung“ zu beantragen. Dafür ist der 
sog. „Hauptvordruck“ und die „Anlage 
Sonderausgaben/außergewöhnliche 

Belastungen“ zum Lohnsteuer-Ermä-
ßigungsantrag auszufüllen, im Einzel-
nen siehe unten Textziffer 7

Wo geregelt?
§§ 33b, 39a und 52b Einkommen-
steuergesetz  
§ 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Abgaben-
ordnung  
§ 65 Einkommensteuer-Durchfüh-
rungsverordnung  
R 33b Einkommensteuer-Richtlinien 
2012 

2	 Übertragung des Pauschbetrags für behinderte 
Kinder

Die Pauschbeträge für behinderte 
Menschen stehen auch behinderten 
Kindern zu.
Kinder verfügen jedoch häufig über 
keine eigenen oder nur geringe 
eigene Einkünfte, so dass die Pau-
schbeträge deshalb bei den Kindern 
selbst keine oder nur eine geringe 
steuerliche Entlastung bewirken.
Steuerlich gilt in diesen Fällen Fol-
gendes:

Steht einem Kind der Pauschbetrag 
für behinderte Menschen zu und 
nimmt es ihn nicht selbst in Anspruch, 
kann der Pauschbetrag auf die Eltern 
(unter Umständen auch auf die Groß-
eltern und Stiefeltern) übertragen 
werden, sofern diese für das Kind 
(leibliches Kind, Adoptivkind oder 
Pflegekind) einen Anspruch auf die 
steuerlichen Freibeträge für Kinder 
oder auf Kindergeld haben. Der (über-
tragene) Pauschbetrag mindert dann 

fähigkeit oder eine Berufskrankheit 
enthält, oder, wenn ihnen nach den 
gesetzlichen Vorschriften Renten 
oder andere laufende Beträge zuste-
hen, durch den Rentenbescheid oder 
einen entsprechenden Bescheid.
Der Nachweis einer Behinderung und 
deren Grad können auch durch die 
nach früher geltendem Recht erteil-
ten Ausweise und Bescheinigungen 
erbracht werden, solange sie noch 
Gültigkeit haben (z. B. amtliche Aus-
weise für Schwerkriegsbeschädigte 
oder Schwerbeschädigte). Soll der 
Pauschbetrag von 3 700 Euro in 
Anspruch genommen werden, müs-
sen die Voraussetzungen dafür aus 
den vorgenannten Ausweisen und 
Bescheinigungen hervorgehen (z. B. 
Merkzeichen „Bl“ bei Blindheit oder 
„H“ bei ständiger Hilflosigkeit im 
Schwerbehindertenausweis). Sind 
solche Unterlagen nicht vorhanden, 
muss eine entsprechende Bescheini-
gung des Landesamtes für Soziales 
und Versorgung vorgelegt werden. 
Dem Merkzeichen „H“ steht die Ein-
stufung als Schwerstpflegebedürf-
tiger in Pflegegrad 4 oder 5 nach 
dem Elften und Zwölften Buch des 
Sozialgesetzbuches oder ähnlichen 
Bestimmungen gleich; auch diese 
Voraussetzung ist durch Vorlage des 

entsprechenden Bescheids nachzu-
weisen.

Bitte beachten:
Die erstmalige Feststellung oder die 
Erhöhung eines Grads der Behinde-
rung kann bei der zuständigen Stelle 
auch noch rückwirkend beantragt 
werden, da hierfür der Zeitpunkt ent-
scheidend ist, an dem die Gesund-
heitsstörung eingetreten ist. Der 
durch die zuständige Stelle erteilte 
Bescheid stellt einen sogenannten 
Grundlagenbescheid dar, an den das 
Finanzamt gebunden ist. Dies hat zur 
Folge, dass nach Vorlage der oben 
genannten Nachweise die Pauschbe-
träge für behinderte Menschen unter 
Umständen auch noch für zurück-
liegende Jahre gewährt und frü-
here Steuerbescheide, in denen ein 
Pauschbetrag noch nicht berücksich-
tigt worden ist, entsprechend geän-
dert werden können.

Wie wird der Pauschbetrag 
berücksichtigt?
Den Pauschbetrag für behin-
derte Menschen berücksichtigt das 
Finanzamt bei der Einkommensteu-
erveranlagung, wenn das Steuer-
erklärungsformular in der Rubrik 
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nen zwangsläufigen Aufwendungen 
für ein behindertes Kind zusätzlich 
als außergewöhnliche Belastungen 
geltend machen. Hierbei ist es unbe-
achtlich, ob den Eltern der Behin-
derten-Pauschbetrag des Kindes 
übertragen wurde oder ob das Kind 
diesen in seiner eigenen Einkommen-
steuererklärung geltend macht.

Wo geregelt?
§ 33b Abs. 5 Einkommensteuerge-
setz 
Weitere Details zur steuerlichen 
Berücksichtigung behinderter Kin-
der finden Sie auch im BMF-Schrei-
ben vom 22. November 2010 
(BStBl I S.1346), ergänzt durch 
BMF-Schreiben vom 8. Februar 2016 
(BStBl I S. 226).

3	 Berücksichtigung von Aufwendungen als 
außergewöhnliche Belastungen anstelle des 
Pauschbetrags für behinderte Menschen

Der Pauschbetrag für behinderte 
Menschen bezweckt eine Steuer-
vereinfachung, weil er behinderten 
Mitbürgerinnen und Mitbürgern den 
Nachweis von Aufwendungen erspart. 
Behinderte Menschen können jedoch 
statt der Inanspruchnahme des Pau-
schbetrags auch ihre tatsächlichen 
Aufwendungen

	■ für die Hilfe bei den gewöhnlichen 
und regelmäßig wiederkehrenden 
Verrichtungen des täglichen Le-
bens,

	■ für die Pflege (siehe auch Textziffer 
5.2) und

	■ für einen erhöhten Wäschebedarf
zusammenstellen und steuerlich gel-
tend machen. Dieses Wahlrecht kann 
für die genannten Aufwendungen im 
jeweiligen Jahr nur einheitlich aus-
geübt werden. Zu beachten ist dabei 
jedoch, dass sich von diesen nachge-
wiesenen Aufwendungen nur der Teil 
steuermindernd auswirkt, der nicht 
von dritter Seite (z. B. als Versiche-
rungsleistung oder Krankheitsbeihilfe 
des Arbeitgebers) erstattet worden ist 
und der die sogenannte zumutbare 
Belastung übersteigt. Es ist deshalb 
nur dann sinnvoll, von dieser Möglich-

das zu versteuernde Einkommen der 
Eltern und damit deren Steuerschuld.
(Ergänzende Erläuterungen zum 
Anspruch auf Kindergeld bzw. auf 
die Freibeträge für Kinder finden Sie 
unter anderem unter Textziffer 8 die-
ser Broschüre sowie unter Textzif-
fer 2.7 der Broschüre „Familien und 
Steuern“ des Ministeriums der Finan-
zen und für Europa des Landes Bran-
denburg, siehe hierzu: mdfe.branden-
burg.de/de/publikationen).
Der Pauschbetrag wird grundsätzlich 
auf beide Elternteile je zur Hälfte auf-
geteilt, es sei denn, der Kinderfreibe-
trag wurde auf den anderen Elternteil 
übertragen, beispielsweise weil die-
ser das behinderte Kind betreut und 
für dessen Unterhalt im Wesentlichen 
allein aufkommt. Auch für den Fall, 
dass ein Elternteil im Ausland lebt 
oder verstorben ist, erhält der andere 
Elternteil den vollen Pauschbe-
trag. Die Eltern können jedoch auch 
gemeinsam eine andere Aufteilung 
des Pauschbetrages beantragen.

Beispiel: Der zehnjährige Tim lebt bei sei-
ner Mutter und ist seit seiner Geburt mit 
einem Grad von 50 körperbehindert. Die 
Mutter erhält Kindergeld und hat die Über-
tragung des dem Vater zustehenden hälfti-
gen Kinderfreibetrages auf sich beantragt, 
da dieser seiner Unterhaltspflicht gegenüber 
Tim nicht im Wesentlichen nachgekom-

men ist. Ebenso hat sie die Übertragung 
des hälftigen Freibetrages für Betreuung, 
Erziehung und Ausbildung beantragt.   
Der Pauschbetrag für behinderte Menschen 
in Höhe von 570 Euro wird von Tim in voller 
Höhe auf die Mutter übertragen, da der Vater 
für Tim seiner Unterhaltspflicht nicht nachge-
kommen ist und er deshalb weder einen An-
spruch auf den Kinderfreibetrag, den Freibe-
trag für Betreuung, Erziehung und Ausbildung 
noch einen Anspruch auf Kindergeld hat.

Der Pauschbetrag kann bereits beim 
Lohnsteuerabzug des betroffenen 
Elternteils steuermindernd berück-
sichtigt werden, sofern die Eintragung 
in den elektronischen Lohnsteuerab-
zugsmerkmalen (ELStAM) des jewei-
ligen Elternteils erfolgt ist.

Besonderheiten bei unverhei-
rateten, getrennt lebenden oder 
geschiedenen Eltern:
Auch bei nicht verheirateten, getrennt 
lebenden oder geschiedenen Eltern 
wird der Pauschbetrag grundsätzlich 
auf beide Elternteile je zur Hälfte auf-
geteilt, wenn beide Elternteile nicht 
gemeinsam eine andere Aufteilung 
beantragen.

Im Übrigen gilt:
Mit dem Behinderten-Pauschbe-
trag werden nur die Aufwendungen 
des behinderten Kindes abgegolten. 
Daher können die Eltern ihre eige-
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3 % von 9 660 Euro   
(25 000 Euro −15 340 Euro)	 193 Euro   
Berücksichtigungsfähig    
als Steuerminderung		  499 Euro   
 
Nimmt der Steuerpflichtige dagegen den 
Pauschbetrag für behinderte Menschen in 
Anspruch (dieser Pauschbetrag wird nicht um 
eine zumutbare Belastung gekürzt), dann er-
mäßigt sich sein steuerpflichtiges Einkommen 
um 570  Euro (siehe Tabelle auf Seite 10). 
In diesem Fall ist es also günstiger, sich für 
den Pauschbetrag zu entscheiden.

Bitte beachten:
Wer die durch die Behinderung 
bedingten tatsächlichen Aufwendun-

gen als außergewöhnliche Belastung 
geltend machen will, muss die gesam-
ten Aufwendungen nachweisen oder 
zumindest glaubhaft machen, also 
nicht nur den Teil, der den Pausch-
betrag für behinderte Menschen oder 
die zumutbare Belastung übersteigt. 
Zum Nachweis und zur Ermittlung der 
eigenen Pflegeaufwendungen siehe 
auch Textziffer 5.2.

Wo geregelt?
§ 33 Abs. 3 Einkommensteuergesetz

4	 Anerkennung besonderer Aufwendungen als 
außergewöhnliche Belastungen neben dem 
Pauschbetrag für behinderte Menschen

Mit den Pauschbeträgen für behin-
derte Menschen werden ausschließ-
lich die Kosten abgegolten, die behin-
derten Menschen erfahrungsgemäß 
durch ihre Krankheit bzw. Behinde-
rung entstehen und deren alleinige 
behinderungsbedingte Veranlas-
sung nur schwer nachzuweisen ist. 
Alle übrigen behinderungsbedingten 
Aufwendungen können neben dem 
Pauschbetrag – also zusätzlich – als 

außergewöhnliche Belastungen gel-
tend gemacht werden. Steuermin-
dernd wirkt sich allerdings nur der 
Betrag aus, der die zumutbare Belas-
tung übersteigt. Folgende Aufwen-
dungen können zusätzlich geltend 
gemacht werden:

	■ Krankheitskosten (siehe Textziffer 
4.1)

	■ Kosten für eine Heilkur (siehe Text-
ziffer 4.1)

keit Gebrauch zu machen, wenn sich 
unter Berücksichtigung der zumut-
baren Belastung ein höherer steuer-
freier Betrag ergibt. Ob dies im Ein-

zelfall so ist, muss jeweils gesondert 
berechnet werden.
Die zumutbare Belastung wird wie 
folgt ermittelt:

Die zumutbare Belastung beträgt bei 
einem Gesamtbetrag der Einkünfte

bis 15 340 
Euro

über 
15 340 bis 

51 130 
Euro

über 
51 130 
Euro

1. Steuerpflichtige ohne Kinder

a)	 bei ledigen, getrennt lebenden, 
geschiedenen oder verwitweten 
Personen

5 % 6 % 7 %

b)	 bei Verheirateten 4 % 5 % 6 %

2. Steuerpflichtige mit Kindern

a)	 bei einem oder zwei Kindern 2 % 3 % 4 %

b)	 bei drei oder mehr Kindern 1 % 1 % 2 %

des Gesamtbetrags der Einkünfte

Das folgende Beispiel macht deutlich, 
um welche Beträge sich das steuer-
pflichtige Einkommen bei Inanspruch-
nahme des Pauschbetrags bzw. bei 
Geltendmachung der tatsächlichen 
Aufwendungen vermindert:

Beispiel: Ein Arbeitnehmerehepaar (Gesamt-
betrag der Einkünfte 25 000  Euro) hat zwei 

Kinder. Der Steuerpflichtige hat einen Grad 
der Behinderung von 50. Ihm entstehen für die 
Beschäftigung einer ambulanten Pflegekraft 
jährlich Kosten in Höhe von 1 000 Euro, die 
infolge seiner Behinderung notwendig sind.   
Macht er diese Kosten als außergewöhn-
liche Belastungen geltend, errechnet sich 
der steuermindernde Betrag wie folgt:   
Behandlungskosten		  1 000 Euro   
Abzüglich zumutbare Eigenbelastung   
(2 % von 15 340 Euro)	 306 Euro   
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der Kur ist durch ein amtsärztliches 
Zeugnis oder eine ärztliche Beschei-
nigung des Medizinischen Dienstes 
der Krankenversicherung nachzuwei-
sen. Bei einer Vorsorgekur ist zudem 
die Gefahr einer durch die Kur abzu-
wendenden Krankheit und bei einer 
Klimakur der medizinisch angezeigte 
Kurort sowie die voraussichtliche Kur-
dauer zu bescheinigen. Dieser Nach-
weis muss vor Kurantritt ausgestellt 
sein! Abzugsfähige Kosten sind bei-
spielsweise Aufwendungen für Arzt-

besuche, Anwendungen, Unterkunft, 
Verpflegung (nach Abzug einer Haus-
haltsersparnis von 20 Prozent) und 
Fahrtkosten zum Kurort in Höhe der 
Kosten für öffentliche Verkehrsmittel.

Wo geregelt?
§ 33 Einkommensteuergesetz 
§ 64 Einkommensteuer-Durchfüh-
rungsverordnung 
R 33.4 Abs. 3 Einkommen-
steuer-Richtlinien 2012

4.2	 Kosten für den Privatschulbesuch behinderter Kinder

Ausgaben der Eltern für den Schulbe-
such eines Kindes sind grundsätzlich 
nicht als außergewöhnliche Belastun-
gen anzuerkennen, auch wenn ein 
Kind infolge eines Leidens oder einer 
Krankheit lernbehindert ist. Gegebe-
nenfalls kommt hier der allgemeine 
Sonderausgabenabzug für Schul-
geldzahlungen in Höhe von 30 Pro-
zent, maximal 5 000 Euro im Jahr in 
Betracht.

Ist ein Kind ausschließlich wegen 
einer Behinderung im Interesse einer 
angemessenen Berufsausbildung auf 
den Besuch einer Privatschule (För-

derschule oder Schule mit sonder-
pädagogischem Förderschwerpunkt 
oder allgemeine Schule in privater 
Trägerschaft) mit individueller Förde-
rung angewiesen, weil eine öffentliche 
Schule oder eine den schulgeldfreien 
Besuch ermöglichende geeignete Pri-
vatschule nicht zur Verfügung steht 
oder nicht erreichbar ist, so sind das 
Schulgeld in voller Höhe und dane-
ben auch alle in Zusammenhang mit 
dem Privatschulbesuch anfallenden 
übrigen Kosten als außergewöhnli-
che Belastung zu berücksichtigen, 
und zwar neben einem auf die Eltern 

	■ Schulgeldzahlungen für den Privat-
schulbesuch des behinderten Kin-
des (siehe Textziffer 4.2),

	■ Fahrtkosten (siehe Textziffer 4.3),
	■ Um- oder Neubaukosten eines 
Hauses oder einer Wohnung im 
Jahr der Zahlung,

	■ angemessene Kosten für eine 
Begleitperson anlässlich einer Ur-
laubsreise sowie

	■ Führerscheinkosten für ein schwer 
geh- und stehbehindertes Kind.

4.1	 Krankheitskosten

Neben den Pauschbeträgen für 
behinderte Menschen können behin-
derungsbedingte Krankheitskosten 
wie Operationskosten, Kosten für 
Heilbehandlungen, Kuren, Arznei-, 
Arzt- und Fahrtkosten als außerge-
wöhnliche Belastungen berücksich-
tigt werden.
Hierzu gehören im Einzelnen bei-
spielsweise die Kosten für ärztliche 
Behandlungen und für Behandlungen 
durch zugelassene Heilpraktiker, die 
Krankenhauskosten, die Kosten für 
Hilfsgeräte wie Rollstuhl, Prothesen, 
Hörgeräte oder Brillen, die Aufwen-
dungen für Arzneimittel oder Zah-
nersatz, soweit sie nicht von dritter 
Seite (z. B. von einer Krankenkasse) 
ersetzt worden sind bzw. noch ersetzt 
werden.

Die Zwangsläufigkeit, die Notwen-
digkeit und die Angemessenheit 
der Aufwendungen müssen jedoch 
durch Verordnung eines Arztes oder 
Heilpraktikers nachgewiesen wer-
den. In bestimmtem Fällen (z. B. bei 
wissenschaftlich nicht anerkannten 
Behandlungsmethoden) ist eine vor 
Beginn der Maßnahme erteilte amts-
ärztliche Bescheinigung oder eine 
ärztliche Bescheinigung eines Medi-
zinischen Dienstes der Krankenversi-
cherung erforderlich. Aufwendungen, 
die durch Diätverpflegung entste-
hen, können demgegenüber nicht 
als außergewöhnliche Belastungen 
berücksichtigt werden.
Aufwendungen für eine Kur können 
– nach Anrechnung von Leistungen 
Dritter wie z. B. der Krankenkasse – 
unter bestimmten Voraussetzungen 
abzugsfähig sein. Die Notwendigkeit 
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In welcher Höhe werden Aufwen-
dungen anerkannt?
Als angemessen wird von den Finanz-
ämtern im Allgemeinen ein nachge-
wiesener oder glaubhaft gemachter 
Aufwand für Privatfahrten von bis zu 
3 000 Kilometern im Jahr angesehen.

Bei der Bemessung der Höhe der ent-
standenen Aufwendungen legen die 
Finanzämter einen durchschnittlichen 
Betrag von 0,30 Euro pro gefahrenem 
Kilometer zugrunde; daraus errech-
net sich also ein steuerlich berück-
sichtigungsfähiger Aufwand von bis 
zu 900 Euro im Jahr. Ein höherer Auf-
wand als 0,30  Euro je Kilometer gilt 
als unangemessen und kann deshalb 
grundsätzlich nicht berücksichtigt 
werden, auch dann nicht, wenn sich 
der höhere Aufwand wegen einer nur 
geringen Fahrleistung ergibt.

Eine höhere Fahrleistung als 
3 000 Kilometer kann dagegen aner-
kannt werden, wenn die Fahrten 
durch die Behinderung verursacht 
sind und dies auch nachgewiesen 
wird. In einem solchen Fall ist es also 
erforderlich, die höhere Fahrleistung, 
die der geh- und stehbehinderten Per-
son gegenüber anderen Menschen 
mit vergleichbaren Einkommens- und 

Vermögensverhältnissen erwachsen 
ist, z. B. anhand eines Fahrtenbuches 
oder einer Aufstellung der Privatfahr-
ten zu belegen.

Daneben sind Aufwendungen für 
die behindertengerechte Umrüstung 
eines PKW im Jahr der Zahlung als 
außergewöhnliche Belastungen zu 
berücksichtigen. 

Die Aufwendungen sind um die 
zumutbare Belastung (siehe Textzif-
fer 3) zu mindern.

Bitte beachten: 
Sofern für Privatfahrten kein eigenes 
Kraftfahrzeug benutzt wird, können 
auch Aufwendungen für Taxifahrten 
geltend gemacht werden. Diese müs-
sen jedoch dem Finanzamt einzeln 
durch Belege nachgewiesen werden. 
Werden Privatfahrten sowohl mit dem 
eigenen Kraftfahrzeug als auch mit 
anderen Verkehrsmitteln (z. B. Taxi) 
durchgeführt, mindert sich die als 
angemessen anzusehende Jahres-
fahrleistung entsprechend.

übertragbaren Pauschbetrag für 
behinderte Menschen.

Wichtig: Der Nachweis, dass der 
Besuch einer Privatschule erforder-
lich ist, muss gegenüber dem Finanz-
amt durch eine Bestätigung der 
obersten Landeskultusbehörde oder 
der von ihr bestimmten Stelle geführt 
werden. Es können nur die Aufwen-
dungen berücksichtigt werden, die 

nicht von dritter Seite (z. B. durch 
Landkreis oder Jugendamt) erstattet 
worden sind.

Wo geregelt?
§ 33 Einkommensteuergesetz 
§ 10 Abs. 1 Nr. 9 Einkommensteuer-
gesetz 
R 33.4 Abs. 2 Einkommen-
steuer-Richtlinien 2012

4.3	 Fahrtkosten

Aufwendungen für durch die Behinde-
rung veranlasste unvermeidbare pri-
vate Fahrten können bei besonders 
stark behinderten Personen neben 
dem Pauschbetrag für behinderte 
Menschen berücksichtigt werden.

Wer hat Anspruch?
	■ Personen, die in der Bewegungsfä-
higkeit im Straßenverkehr erheblich 
beeinträchtigt sind (sog. Geh- und 
Stehbehinderung), mit einem Grad 
der Behinderung von mindes-
tens 70,

	■ ansonsten Personen mit einem 
Grad der Behinderung von mindes-
tens 80.

Was ist zu tun?
Personen mit einem Grad der Behin-
derung von mindestens 70, aber 
weniger als 80, müssen dem Finanz-
amt die Geh- und Stehbehinderung 
auf Anforderung nachweisen. Die-
ser Nachweis ist grundsätzlich durch 
Vorlage eines Schwerbehinderten-
ausweises zu erbringen, in dem die 
Geh- und Stehbehinderung durch das 
Merkzeichen „G“ oder eine andere 
außergewöhnliche Gehbehinderung 
durch das Merkzeichen „aG“ kennt-
lich gemacht ist. Bei Personen mit 
einem Grad der Behinderung von 
mindestens 80 genügt die Vorlage 
des Schwerbehindertenausweises.
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können diese ihre Kosten für behin-
derungsbedingte Fahrten, an denen 
das behinderte Kind teilgenommen 
hat, als außergewöhnliche Belastung 
geltend machen.

Wo geregelt?
§ 33 Einkommensteuergesetz 
R 33.4 Abs. 4 Einkommen-
steuer-Richtlinien 2012

5	 Gesondert geregelte Fälle von außergewöhnlichen 
Belastungen und Steuerermäßigungen

Häufig sind behinderte Mitbürger auf 
fremde Hilfe zur Bewältigung ihrer 
Aufgaben in Haushalt und Familie 
angewiesen. Die Anstellung einer 
Hilfsperson für Haushaltsarbeiten, die 
Betreuung der Kinder oder eine Hei-
munterbringung bringen finanzielle 

Belastungen mit sich. Deshalb sieht 
das Einkommensteuergesetz neben 
dem Pauschbetrag für behinderte 
Menschen zusätzliche Abzugsbe-
träge für die Kosten einer Haushalts-
hilfe oder einer Pflegekraft vor.

5.1	 Hilfe im Haushalt – Steuerermäßigung für haushaltsnahe 
Beschäftigungen und Dienstleistungen sowie 
Handwerkerleistungen

Steuerpflichtige, die in ihrem Haus-
halt eine Person zur Verrichtung 
haushaltsnaher Tätigkeiten, z. B. als 
Putzhilfe oder Pflegekraft beschäf-
tigen, entsprechende Dienstleistun-
gen in Anspruch nehmen oder einen 
Handwerker beauftragt haben, kön-

nen für ihre Aufwendungen eine Steu-
erermäßigung erhalten.
Die Steuerermäßigung mindert 
unmittelbar die tarifliche Einkommen-
steuer und beträgt jeweils in Prozent 
der Aufwendungen:

Sonderregelung für außergewöhn-
lich gehbehinderte Menschen, 
Blinde und Hilflose
Bei Personen, die so stark behindert 
sind, dass sie sich außerhalb des 
Hauses nur mit Hilfe eines Kraftfahr-
zeuges bewegen können (Merkzei-
chen „aG“, „H“ oder „Bl“ im Ausweis, 
sowie Schwerstpflegebedürftige in 
den Pflegegraden 4 und  5 werden 
grundsätzlich nicht nur die unvermeid-
baren Kosten zur Erledigung privater 
Angelegenheiten, sondern auch die 
Kosten für Freizeit-, Erholungs- und 
Besuchsfahrten als außergewöhnli-
che Belastung anerkannt, soweit sie 
einen angemessenen Rahmen nicht 
übersteigen. Eine Fahrleistung von 
mehr als 15 000 Kilometer im Jahr 
liegt in aller Regel nicht mehr im Rah-
men des Angemessenen. Über diese 
15 000 Kilometer hinaus können die 
Aufwendungen für weitere 5 000 Kilo-
meter jährlich ausnahmsweise aner-
kannt werden, wenn die Fahrten für 
eine berufsqualifizierende Ausbildung 
entstehen, die auf Grund der Art und 
Schwere der Behinderung nur durch 
den Einsatz eines PKW möglich ist.
Die tatsächliche Fahrleistung ist nach-
zuweisen bzw. glaubhaft zu machen. 
Bei außergewöhnlich gehbehinderten 
Personen gilt ebenfalls der Kilometer-

satz von 0,30 Euro. Beispielsweise 
ergeben 10 000 gefahrene Kilome-
ter im Jahr einen Abzugsbetrag von 
3 000 Euro. Für Umrüstkosten gilt das 
oben Gesagte.

Was ist zu tun?
Zunächst muss dem Finanzamt die 
außergewöhnliche Gehbehinde-
rung auf Anforderung nachgewiesen 
werden. Dieser Nachweis ist grund-
sätzlich durch Vorlage des Schwer-
behindertenausweises oder des 
Bescheides über die Einordnung in 
die Pflegegrade 4 und  5 zu führen. 
Außerdem muss dem Finanzamt die 
gefahrene Kilometerleistung nachge-
wiesen oder glaubhaft gemacht wer-
den, z. B. anhand von Inspektions-
rechnungen mit Kilometerangaben. 
Hat die behinderte Person das Fahr-
zeug nicht selbst geführt, muss sie 
zusätzlich nachweisen bzw. glaubhaft 
machen, dass es sich um Aufwen-
dungen für Fahrten handelt, an denen 
sie selbst teilgenommen hat oder die 
unmittelbar in ihrem Interesse erfolgt 
sind.

Fahrtkosten für behinderte Kinder
Wurde der Pauschbetrag für behin-
derte Menschen vom Kind auf die 
Eltern übertragen (siehe Textziffer 2), 
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Rechnung gestellten Maschinen- und 
Fahrtkosten und der hierauf entfallen-
den anteiligen Mehrwertsteuer. Mate-
rialkosten oder sonstige mitgelieferte 
Waren bleiben mit Ausnahme von 
Verbrauchsmitteln außer Ansatz.

Bitte beachten:
Nimmt eine pflegebedürftige Person 
einen Pauschbetrag für behinderte 
Menschen in Anspruch, kann sie für 
die Pflegeaufwendungen keine Steu-
erermäßigung mehr beanspruchen. 
Gleiches gilt für Angehörige, wenn 
diese den Pflege-Pauschbetrag in 
Anspruch nehmen (siehe Textzif-
fer 5.3) oder auf sie der einem Kind 
zustehende Behinderten-Pauschbe-
trag übertragen wird (siehe Textzif-
fer 2).

Was ist zu tun?
Die Steuerermäßigung wird bei 
der Einkommensteuerveranlagung 
berücksichtigt. Bei geringfügigen 
Beschäftigungsverhältnissen in Pri-
vathaushalten, für die das Haus-
haltsscheckverfahren angewendet 
wird, dient die zum Jahresende von 
der Deutschen Rentenversicherung 
Knappschaft–Bahn–See erteilte 
Bescheinigung als Nachweis. Diese 

enthält die Höhe des Arbeitsentgelts 
sowie die abgeführten Versiche-
rungsbeiträge und die Pauschsteuer.
Bei der Inanspruchnahme selbstän-
diger Dienstleister und von Handwer-
kerleistungen ist Voraussetzung für 
den Abzug, dass der Steuerpflichtige 
für die Aufwendungen eine Rechnung 
erhalten hat und die Zahlung auf das 
Konto des Leistungserbringers erfolgt 
ist. Das Finanzamt ist berechtigt, die 
entsprechenden Belege im Einzelfall 
anzufordern. Barzahlungen können 
nicht berücksichtigt werden! Für die 
Beschäftigung einer sozialversiche-
rungspflichtigen Person gelten die 
üblichen Nachweisregeln (Zahlungs-
nachweis).

Weitergehende Informationen?
Auf den Internetseiten des Minis-
teriums der Finanzen und für 
Europa des Landes Brandenburg 
(mdfe.brandenburg.de) steht Ihnen 
ein Steuertipp zu den haushaltsna-
hen Dienst- und Handwerkerleistun-
gen zum Abruf zur Verfügung.

Wo geregelt?
§ 35a Einkommensteuergesetz

20 %
maximal 510 Euro

für ein haushaltsnahes Beschäftigungsverhältnis, 
bei dem es sich um eine geringfügige Beschäfti-
gung im Sinne des § 8a des Vierten Buches des 
Sozialgesetzbuches (450-Euro-Job) handelt.

20 % 
maximal 4.000 Euro

für ein Beschäftigungsverhältnis, für das Pflicht-
beiträge zur gesetzlichen Sozialversicherung 
entrichtet werden oder wenn der Steuerpflichtige 
nicht selbst Arbeitgeber ist, sondern die haushalts-
nahe Dienstleistung durch einen selbständigen 
Dienstleister erbracht wird.

20 %
maximal 1.200 Euro

für die Inanspruchnahme von Handwerker-
leistungen für Renovierungs-, Erhaltungs- und 
Modernisierungsmaßnahmen im Haushalt des 
Steuerpflichtigen, sofern es sich nicht um öffent-
lich geförderte Maßnahmen handelt, für die zins-
verbilligte Darlehen oder steuerfreie Zuschüsse in 
Anspruch genommen werden.

Besondere Voraussetzungen, wie 
z. B. Krankheit oder Behinderung 
des Steuerpflichtigen müssen nicht 
erfüllt sein. Die Steuerermäßigung 
erfolgt auf Antrag und nur dann, wenn 
die Aufwendungen nicht bereits vor-
rangig als Betriebsausgaben, Wer-
bungskosten oder außergewöhnliche 
Belastungen berücksichtigt worden 
sind. 

Die Leistung muss in einem in der 
Europäischen Union oder dem Euro-
päischen Wirtschaftsraum liegen-
den Haushalt des Steuerpflichtigen 

oder bei Pflege- und Betreuungs-
leistungen im Haushalt der gepfleg-
ten oder betreuten Person ausgeübt 
oder erbracht werden. Hierunter fällt 
auch ein eigenständiger und abge-
schlossener Haushalt in einem Heim. 
Leistungen außerhalb des Haushalts 
(z. B. von Wäschereien) sind nicht 
berücksichtigungsfähig.

Begünstigt sind nur die Arbeitskos-
ten, d. h. die Aufwendungen für die 
Inanspruchnahme der haushaltsna-
hen Tätigkeit bzw. der Handwerker-
leistung selbst, einschließlich der in 
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Eltern, auf die der Pauschbetrag für 
behinderte Menschen übertragen 
worden ist (siehe Textziffer  2), kön-
nen zusätzlich die eigenen Pflegeauf-
wendungen für ihr behindertes Kind 
als außergewöhnliche Belastungen 
abziehen, da der Pauschbetrag nur 
die Aufwendungen des Kindes abgilt. 
Im umgekehrten (weitaus häufigeren) 
Fall, in dem die Kinder gegenüber 
den Eltern zum Unterhalt verpflich-
tet sind und die Pflegekosten tragen, 
kommt nur der Abzug der tatsächli-

chen Kosten als außergewöhnliche 
Belastungen in Betracht.

Bitte beachten:
Aufwendungen eines nicht pflegebe-
dürftigen Steuerpflichtigen, der mit 
seinem pflegebedürftigen Ehegat-
ten/Lebenspartner in ein Wohnstift 
umzieht, erwachsen nicht zwangsläu-
fig und können nicht steuermindernd 
berücksichtigt werden.

Wo geregelt?
§ 33 Einkommensteuergesetz 
R 33.3 Einkommensteuer-Richtlinien 
2012

5.3	 Pauschbetrag bei persönlicher Pflege behinderter Personen 
durch Angehörige

Für Aufwendungen, die durch die per-
sönliche Pflege einer hilflosen (Merk-
zeichen „H“) oder in den Pflegegraden 
4 oder 5 eingeordneten Person in der 
eigenen Wohnung oder in der Woh-
nung der behinderten Person, welche 
sich in einem Mitgliedstaat der Euro-
päischen Union oder in einem Staat 
befindet, auf den das Abkommen 
über den Europäischen Wirtschafts-
raum anzuwenden ist, entstanden 

sind, gibt es zwei Möglichkeiten der 
steuerlichen Berücksichtigung:

	■ Ohne besonderen Nachweis der 
Kosten können Sie einen Pfle-
ge-Pauschbetrag von 924  Euro 
(ohne Kürzung um die zumutbare 
Belastung) in Anspruch nehmen. 
Dies setzt allerdings voraus, dass 
Sie für die Pflege keine Einnahmen 
erhalten haben (z. B. Pflegegeld 
aus der Pflegeversicherung). Für 

5.2	 Eigene Pflegeaufwendungen behinderter Menschen

Personen, für die ein bestimmter 
Schweregrad der Pflegebedürftigkeit 
(Pflegegrad 1 bis 5) oder bei denen 
eine erhebliche Einschränkung der 
Alltagskompetenz nach § 45a des 
Elften Buches des Sozialgesetzbu-
ches festgestellt wurde, können ihre 
tatsächlichen Aufwendungen für die 
Beschäftigung einer ambulanten 
Pflegekraft oder für die eigene Hei-
munterbringung als außergewöhn-
liche Belastungen geltend machen. 
Die Aufwendungen sind um die Leis-
tungen der sozialen und /oder einer 
privaten Pflegeversicherung (z. B. 
Pflegegeld) zu kürzen. Ist der pri-
vate Haushalt wegen der Heimun-
terbringung aufgelöst worden, sind 
die berücksichtigungsfähigen Auf-
wendungen für das Pflegeheim um 
eine Haushaltsersparnis 2018 von 
9 000 Euro, 2019 von 9 168 Euro 
und ab 2020 von 9 408 Euro jährlich 
zu kürzen. Liegen die Vorausset-
zungen nur während eines Teils des 
Kalenderjahres vor, sind die antei-
ligen Beträge (1/360 pro Tag, 1/12 
pro Monat) anzusetzen. Die hiernach 
verbleibenden Gesamtkosten wer-
den um die „zumutbare Belastung“ 
gemindert. Zu den Pflegekosten 

zählen auch die Kosten einer Inan-
spruchnahme von Pflegediensten, 
von Einrichtungen der Tages- oder 
Nachtpflege, der Kurzzeitpflege oder 
von nach Landesrecht anerkannten 
niedrigschwelligen Betreuungsan-
geboten. Kosten für die ambulante 
Pflege von Personen, die die oben 
genannten Merkmale nicht erfüllen, 
können als außergewöhnliche Belas-
tungen abgezogen werden, wenn 
sie von einem anerkannten Pflege-
dienst nach § 89 des Elften Buches 
des Sozialgesetzbuches gesondert in 
Rechnung gestellt wurden.

Besteht Anspruch auf einen Pausch-
betrag für behinderte Menschen, 
können entweder der Pauschbetrag 
oder die gegebenenfalls höheren tat-
sächlichen pflegebedingten Aufwen-
dungen geltend gemacht werden. 
Die Inanspruchnahme des Pausch-
betrags kann im Einzelfall günstiger 
sein, auch wenn dieser die tatsäch-
lichen pflegebedingten Aufwendun-
gen unterschreitet, denn der Pausch-
betrag wird nicht um die zumutbare 
Belastung gemindert (siehe hierzu 
auch Textziffer 3).
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6	 Fahrten zwischen Wohnung und erster 
Tätigkeitsstätte mit dem eigenen Kraftfahrzeug

Werden im Rahmen einer beruflichen 
oder betrieblichen Tätigkeit Fahr-
ten zwischen Wohnung und erster 
Tätigkeitsstätte (bzw. Betriebsstätte 
bei Selbständigen) durchgeführt, 
sind diese als Werbungskosten oder 
Betriebsausgaben abziehbar. 

Die Aufwendungen werden grund-
sätzlich in Höhe der verkehrsmittelun-
abhängigen Entfernungspauschale in 
Höhe von 0,30 Euro je Entfernungs-
kilometer steuerlich berücksichtigt. 
Sind im Kalenderjahr Kosten für die 
Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel 
entstanden, die insgesamt die Entfer-
nungspauschale für das Kalenderjahr 
übersteigen, können statt der Entfer-
nungspauschale die nachgewiesenen 
Kosten für die Benutzung öffentlicher 
Verkehrsmittel berücksichtigt werden. 

Behinderte Menschen,
	■ deren Grad der Behinderung min-
destens 70 beträgt

oder
	■ deren Grad der Behinderung we-
niger als 70, aber mindestens 50 
beträgt und die in ihrer Bewegungs-

fähigkeit im Straßenverkehr erheb-
lich beeinträchtigt sind (Geh- und 
Stehbehinderung, Merkzeichen „G“ 
oder „aG“)

können für Fahrten zwischen Woh-
nung und erster Tätigkeitsstätte mit 
dem eigenen Kraftfahrzeug anstelle 
der Entfernungspauschale von 
0,30 Euro je Entfernungskilometer 
die tatsächlichen Fahrzeugkosten 
mittels Einzelnachweises oder den 
für Auswärtstätigkeit gültigen pau-
schalen Kilometersatz von 0,30 Euro 
für PKW oder 0,20 Euro für jedes 
andere motorbetriebene Fahrzeug 
je gefahrenem Kilometer geltend 
machen. Gleiches gilt auch für Famili-
enheimfahrten bei beruflich bedingter 
doppelter Haushaltsführung.

Tatsächliche Kosten oder pau-
schale Kilometersätze?
Behinderte Menschen, die unter 
diese Sonderregelung fallen, können 
den Teilbetrag der jährlichen Gesamt-
kosten, der auf die Fahrten zwischen 
Wohnung und Arbeitsstätte entfällt, 
anhand der Jahresfahrleistung selbst 
berechnen. Hierbei ist als Wertmin-

Eltern, die ein behindertes Kind 
pflegen, stellt das hierfür erhaltene 
Pflegegeld unabhängig von seiner 
Verwendung keine Einnahme in 
diesem Sinne dar. Zudem können 
die Eltern den Pflege-Pauschbe-
trag von 924  Euro zusätzlich zu 
dem vom Kind auf sie übertrage-
nen Pauschbetrag für behinderte 
Menschen (siehe Textziffer 1) in 
Anspruch nehmen. Schädliche 
Einnahmen liegen auch dann nicht 
vor, wenn das Pflegegeld lediglich 
treuhänderisch für den Pflegebe-
dürftigen verwaltet wird und da-
mit ausschließlich Aufwendungen 
des Gepflegten bestritten werden. 
In diesem Fall muss jedoch die 
konkrete Verwendung des Pfle-
gegeldes nachgewiesen werden.   
Teilen sich mehrere Personen die 
Pflege, ist der Pauschbetrag nach 
der Zahl der Pflegepersonen auf-
zuteilen. Der Pflegepauschbetrag 
wird im Übrigen auch dann in vol-

ler Höhe gewährt, wenn die hilflose 
Person nur während eines Teils des 
Kalenderjahres gepflegt worden ist.

	■ Alternativ besteht die Möglichkeit, 
die tatsächlichen Kosten im Zu-
sammenhang mit der persönlichen 
Pflege geltend zu machen. In die-
sem Fall werden die durch Belege 
nachgewiesenen Gesamtkosten 
um die „zumutbare Belastung“ ge-
mindert. Es sind jedoch nur die Auf-
wendungen berücksichtigungsfä-
hig, die Ihnen als pflegende Person 
zwangsläufig entstanden sind, ins-
besondere, weil die pflegebedürfti-
ge Person aufgrund ihrer Einkom-
mens- und Vermögensverhältnisse 
diese Aufwendungen nicht selbst 
hat tragen können.

Wo geregelt?
§ 33b Abs. 6 Einkommensteuerge-
setz 
R 33b Einkommensteuer-Richtlinien 
2012



30 31HANDICAP UND STEUERN STEUERTIPPS FÜR MENSCHEN MIT BEHINDERUNGEN30 31

A Einkommen- und Lohnsteuer

oder von einem Führerschein aus 
Gründen, die mit der Behinderung 
im Zusammenhang stehen, keinen 
Gebrauch macht.

Beispiel 2: Ein blinder Arbeitnehmer, der von 
seinem Ehegatten/Lebenspartner zu seiner 
10  Kilometer von der Wohnung entfernten 
Arbeitsstätte mit dem PKW gefahren wird, 
kann arbeitstäglich für Fahrten zwischen 
Wohnung und erster Tätigkeitsstätte 12 Euro 
als Werbungskosten geltend machen.   
So wurde dieses Beispiel errechnet: 10 km x 
4 Fahrten (incl. 2 Leerfahrten) x 0,30 Euro = 
12 Euro.

Beispiel 3: Ein Arbeitnehmer mit einem 
Grad der Behinderung von 70 fährt an 
210  Tagen mit der Bahn zu seiner 20  Ki-
lometer entfernten Arbeitsstätte. Für 
die Jahreskarte bezahlt er 860 Euro.   
Der Arbeitnehmer kann eine Entfernungspau-
schale in Höhe von 1 260 Euro (210 Tage x 
20 Kilometer x 0,30 Euro) abziehen.

Was ist zu tun?
Die genannten Sonderregelungen 
hängen zunächst vom Grad der 
Behinderung ab. So wie beim allge-
meinen Pauschbetrag für behinderte 

Menschen (siehe Textziffer 4.3) müs-
sen deshalb auch für die steuerliche 
Anerkennung der Fahrten zwischen 
Wohnung und erster Tätigkeitsstätte 
bzw. für Familienheimfahrten bei dop-
pelter Haushaltsführung die Behin-
derung und der Grad der Behinde-
rung nachgewiesen werden. Liegt 
ein Grad der Behinderung von min-
destens 50 aber weniger als 70 vor, 
muss dem Finanzamt auf Anforde-
rung zusätzlich eine erhebliche Geh-
behinderung nachgewiesen werden. 
Dieser Nachweis kann durch Vorlage 
eines Schwerbehindertenausweises 
erfolgen, in dem das Merkzeichen „G“ 
oder „aG“ eingetragen ist. Der Nach-
weis kann auch durch eine entspre-
chende Bescheinigung des Landes-
amtes für Soziales und Versorgung 
geführt werden.

Wo geregelt?
§ 9 Abs. 2 Satz 3 i. V. m. § 9 Abs. 1 
Satz 3 Nr. 4 Einkommensteuergesetz 
R 9.10 Abs. 3 Lohnsteuer-Richtlinien 
2020

derung eines Neuwagens jährlich 
1/6 des Neupreises anzusetzen (bei 
nachgewiesener hoher Fahrleistung 
kann eine kürzere Nutzungsdauer 
und damit eine höhere jährliche Wert-
minderung angesetzt werden). Bei 
Gebrauchtfahrzeugen bestimmt sich 
die Restnutzungsdauer nach dem 
Alter, der Beschaffenheit und dem 
voraussichtlichen Einsatz des Fahr-
zeugs. 

Daneben sind die Kosten für eine 
behinderungsgerechte Fahrzeu-
gumrüstung im Jahr der Zahlung 
als außergewöhnliche Belastungen 
abziehbar.

Beispiel 1: Jahresgesamtfahrleistung 
14 000 km, Fahrtstrecke Wohnung–erste 
Tätigkeitsstätte 13 km an 210 Tagen zurück-
gelegt, Neupreis des PKWs 15 000  Euro, 
Reparaturkosten 464  Euro, Kfz-Steuer/
Versicherung 603 Euro, Benzin 1 043 Euro.   
 
Berechnung:   
Wertminderung   
1/6 von 15 000 Euro	 2 500 Euro   
Reparaturkosten	 464 Euro   
Kfz-Steuer/Versicherung	 603 Euro   
Benzin	 1 043 Euro   
Summe	 4 610 Euro   
 
Kfz-Kosten pro km   
= 4 610 Euro/14 000 km = 0,33 Euro/km   
 

Fahrtkosten Wohnung–erster Tätigkeitsstätte:  
210  Tage x 26  km (Hin- und Rückfahrt) = 
5 460 km x 0,33 Euro = 1 802 Euro abzugs-
fähige Kosten

Um diese aufwendige Kostenermitt-
lung sowie die Aufbewahrung von 
Belegen zu ersparen, können behin-
derte Menschen alternativ ohne 
Nachweis der tatsächlichen Aufwen-
dungen einen pauschalen Betrag von 
0,30  bzw. 0,20 Euro je gefahrenen 
Kilometer ansetzen. 

Wichtig:
Es darf nur eine Hin- und Rückfahrt 
pro Arbeitstag steuerlich berücksich-
tigt werden.

Ausnahme:
Wird eine behinderte Person im 
eigenen oder ihr zur Nutzung über-
lassenen Kraftfahrzeug an jedem 
Arbeitstag von einem Dritten (z. B. 
dem Ehegatten) zu ihrer regelmäßi-
gen Arbeitsstätte gefahren und nach 
Beendigung der Arbeitszeit von dort 
wieder abgeholt, können auch die 
Kraftfahrzeugkosten, die ihr durch die 
Ab- und Anfahrten des Fahrers (die 
sogenannten Leerfahrten) entstehen, 
berücksichtigt werden. Vorausset-
zung ist, dass die behinderte Person 
keinen gültigen Führerschein besitzt 



32 33HANDICAP UND STEUERN STEUERTIPPS FÜR MENSCHEN MIT BEHINDERUNGEN32 33

A Einkommen- und Lohnsteuer

8	 Weitere Steuererleichterungen für Eltern mit 
behinderten Kindern

Die allgemeinen kinderbedingten 
steuerlichen Regelungen kommen 
bei behinderten Kindern natürlich 
ebenfalls zur Anwendung:

8.1	 Kinderfreibetrag/Kindergeld

Eltern erhalten steuerliche Freibe-
träge für Kinder (Kinderfreibetrag und 
Freibetrag für Betreuung, Erziehung 
und Ausbildung) oder Kindergeld 
(weitere Einzelheiten finden Sie unter 
Textziffer  2.7 der vorgenannten Bro-
schüre „Familien und Steuern“, die im 
Internet unter mdfe.brandenburg.de 
unter der Rubrik „Publikationen“ zum 
Abruf bereit steht).

Die steuerlichen Freibeträge für Kin-
der oder das Kindergeld werden 
für Kinder bis zur Vollendung des 
18.  Lebensjahres uneingeschränkt 
gewährt. Kinder mit Behinderung 
können über das 18.  Lebensjahr 
hinaus –  also ohne Altersbegren-
zung – berücksichtigt werden, soweit 
bestimmte Voraussetzungen erfüllt 
sind:

Ein volljähriges behindertes Kind wird 
steuerlich dann berücksichtigt, wenn 
es wegen körperlicher, geistiger oder 
seelischer Behinderung außerstande 
ist, sich selbst zu unterhalten. Dies 
sind insbesondere solche Kinder, die 
schwerbehindert oder schwerbehin-
derten Menschen gleichgestellt sind. 
Der Nachweis der Behinderung ist 
grundsätzlich durch Vorlage eines 
Schwerbehindertenausweises oder 
eines Bescheides der für die Durch-
führung des Schwerbehinderten-
rechts zuständigen Behörde (Landes-
amt für Soziales und Versorgung) zu 
führen. Wenn dem Kind wegen seiner 
Behinderung eine Rente oder andere 
laufende Bezüge zustehen, kann der 
Nachweis auch durch den Renten-
bescheid oder den Bescheid über 
die Bewilligung laufender Bezüge 

7	 Berücksichtigung der Steuererleichterungen beim 
Lohnsteuerabzug

Die bisher behandelten steuerlichen 
Entlastungen der Textziffer 1–6 kön-
nen bei der Einkommensteuerveran-
lagung berücksichtigt werden. Es ist 
darüber hinaus möglich, die Vergüns-
tigungen vorab als Freibetrag geltend 
zu machen. 

Soll (erstmals) ein Freibetrag berück-
sichtigt werden, können Sie bei Ihrem 
Wohnsitzfinanzamt einen „Antrag 
auf Lohnsteuer-Ermäßigung“ stellen, 
damit dieser Freibetrag bereits im 
laufenden Lohnsteuerabzugsverfah-
ren entsprechend berücksichtigt wird. 
Die Berücksichtigung eines solchen 
Freibetrags hat den Vorteil, dass Sie 
die jeweilige Steuerersparnis sofort 
bei jeder Gehaltsauszahlung erhal-
ten, anstatt bis zur Einkommensteu-
erveranlagung im folgenden Jahr 
warten zu müssen.
Ein Freibetrag wegen erhöhter Wer-
bungskosten, erhöhter Sonderausga-
ben oder außergewöhnlicher Belas-
tungen kann allerdings nur dann 

gewährt werden, wenn die abziehba-
ren Beträge insgesamt die Antrags-
grenze von 600 Euro überschreiten. 
Für die Feststellung, ob die Antrags-
grenze überschritten wird, dürfen die 
Werbungskosten nicht in voller Höhe, 
sondern nur mit dem Betrag angesetzt 
werden, der den Arbeitnehmer-Pau-
schbetrag von 1 000 Euro über-
steigt. Auch die Steuerermäßigung 
für haushaltsnahe Beschäftigungen, 
Dienstleistungen sowie Handwerker-
leistungen kann bereits beim Lohn-
steuerabzug berücksichtigt werden. 
Hierzu wird auf Antrag ein Freibetrag 
in Höhe des Vierfachen der Steuerer-
mäßigung als ELStAM (Elektronische 
Lohnsteuerabzugsmerkmale) berück-
sichtigt. Näheres finden Sie hierzu 
auch in der jährlich erscheinenden 
Lohnsteuerfibel „Lohnsteuer 202x 
- Ein kleiner Ratgeber“, der auf den 
Internetseiten des Ministeriums der 
Finanzen und für Europa des Landes 
Brandenburg (mdfe.brandenburg.de) 
zum Abruf zur Verfügung steht.
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gen muss durch ein amtsärztliches 
Attest nachgewiesen werden. Die 
kindeseigenen finanziellen Mittel set-
zen sich aus dem verfügbaren Net-
toeinkommen und den Leistungen 
Dritter zusammen. Bei der Ermittlung 
des verfügbaren Nettoeinkommens 
sind alle steuerpflichtigen Einkünfte 
(z. B. Einkünfte aus nichtselbststän-
diger Arbeit oder auch steuerpflich-
tige Einkünfte aus privaten Veräuße-
rungsgeschäften), alle steuerfreien 
Einnahmen (z. B. Eingliederungshilfe 
nach dem Dritten Buch des Sozial-

gesetzbuches und Elterngeld) sowie 
etwaige Steuererstattungen (Einkom-
mensteuer, Kirchensteuer, Solida-
ritätszuschlag) zu berücksichtigen. 
Abzuziehen sind tatsächlich gezahlte 
Steuern (Steuervorauszahlungen 
und -nachzahlungen, Steuerabzugs-
beträge) sowie die unvermeidbaren 
Vorsorgeaufwendungen (Beiträge 
zu einer Basiskranken- und Pflege-
pflichtversicherung, gesetzliche Sozi-
alabgaben bei Arbeitnehmern).

Übersicht: 

Gesamter 
notwendiger 
Lebensbedarf

Grundbedarf: 9 408 Euro

+	 Individueller behinderungsbedingter Mehrbe-
darf (gegebenenfalls Behinderten-Pauschbe-
trag nach § 33b Abs. 3 EStG) 

./. Kindeseigene 
finanzielle Mittel

Verfügbares Nettoeinkommen: 
alle steuerpflichtigen Einkünfte
+	 alle steuerfreien Einnahmen
+	 Steuererstattungen
./.	tatsächlich gezahlte Steuern
./.	unvermeidbare Vorsorgeaufwendungen

+	 Leistungen Dritter

= Summe  
(positiv/negativ)

Verbleibt ein positiver Betrag, verfügt 
das Kind nicht über die zur Bestrei-
tung seines notwendigen Lebens-

bedarfs erforderlichen Mittel und ist 
somit außerstande, sich selbst zu 
unterhalten. 

erfolgen. Unabhängig davon kann 
der Nachweis durch Bescheinigung, 
Zeugnis oder Gutachten des behan-
delnden Arztes erbracht werden. Für 
ein Kind, das wegen seiner Behin-
derung bereits länger als ein Jahr in 
einer Kranken- oder Pflegeeinrich-
tung untergebracht ist, genügt eine 
Bestätigung des für diese Einrich-
tung zuständigen Arztes hierüber; die 
Bescheinigung ist nach spätestens 
fünf Jahren zu erneuern.

Die Behinderung, derentwegen das 
(volljährige) Kind außerstande ist, 
sich selbst zu unterhalten, muss vor 
Vollendung des 25.  Lebensjahres 
eingetreten sein. Kinder, die schon 
vor dem Jahr 2007 in der Zeit zwi-
schen ihrem 25. und 27. Geburtstag 
eine Behinderung erlitten haben, wer-
den bei Vorliegen der übrigen materi-
ell-rechtlichen Voraussetzungen auch 
im Jahr 2007 und darüber hinaus 
steuerlich berücksichtigt.

Ist mein Kind außerstande, sich 
selbst zu unterhalten?
Ob ein Kind wegen seiner Behinde-
rung außerstande ist, sich selbst zu 
unterhalten, ist nach den Gesamtum-
ständen des Einzelfalls zu beurteilen. 
Dabei kommt es darauf an, ob das 

Kind mit den ihm zur Verfügung ste-
henden finanziellen Mitteln seinen 
gesamten notwendigen Lebensbe-
darf bestreiten kann. Übersteigen die 
kindeseigenen Mittel nicht den not-
wendigen Lebensbedarf, ist das Kind 
außerstande, sich selbst zu unterhal-
ten.

Der notwendige Lebensbedarf setzt 
sich aus dem allgemeinen Lebens-
bedarf (Grundbedarf in Höhe von 
9 408 Euro ab 2020) und dem indi-
viduellen behinderungsbedingten 
Mehrbedarf (z. B. außerordentliche 
Krankheitskosten, Eingliederungs-
hilfe mit Ausnahme des Wertes der 
Verpflegung; ohne Einzelnachweis in 
Höhe des jeweiligen Pauschbetrages 
für behinderte Menschen) zusam-
men, siehe nachfolgende Übersicht. 
Hierzu gehören auch Fahrtkosten des 
Kindes (vgl. Textziffer 4.3) sowie ein 
Pflegebedarf in Höhe des gezahlten 
Pflegegeldes. Führen die Eltern per-
sönliche Betreuungsleistungen aus, 
die über die durch das Pflegegeld 
abgedeckte Grundpflege und haus-
wirtschaftliche Arbeiten hinausgehen, 
wird für jede „Betreuungsstunde“ ein 
Betrag von 8  Euro als Mehrbedarf 
angesetzt. Der notwendige Umfang 
der persönlichen Betreuungsleistun-



36 37HANDICAP UND STEUERN STEUERTIPPS FÜR MENSCHEN MIT BEHINDERUNGEN36 37

A Einkommen- und Lohnsteuer

nen jedoch nur Alleinerziehende 
erhalten, bei denen keine Veranla-
gung als Ehegatten/Lebenspartner in 
Betracht kommt, das heißt, die nicht 
verheiratet/verpartnert sind. Weitere 
Voraussetzung ist, dass sie keine 
Haushaltsgemeinschaft mit einer 
anderen volljährigen Person bilden, 
es sei denn, es handelt sich um ein 
volljähriges Kind, das sich z. B. noch 
in Ausbildung befindet und für das 
dem Alleinerziehenden noch Kin-
dergeld oder ein Kinder-Freibetrag 
zusteht. Eine Haushaltsgemeinschaft 
ist insbesondere gegeben bei ehe-
ähnlichen oder lebenspartnerschafts-
ähnlichen Gemeinschaften.

Beispiel: Es besteht ein Anspruch auf den 
Entlastungsbetrag für Alleinerziehende, wenn 
der Steuerbürger mit seinem 12-jährigen und 
seinem 19-jährigen Kind in einer Wohnung 
zusammenlebt, wenn auch für das 19-jährige 
Kind ein Anspruch auf Kindergeld bzw. einen 
Freibetrag nach § 32 Abs. 6 EStG besteht.

Eine Haushaltsgemeinschaft mit 
einer anderen Person ist regelmäßig 
dann anzunehmen, wenn die andere 
Person mit Haupt- oder Nebenwohn-
sitz in der Wohnung des Steuerbür-
gers gemeldet ist. 

Was ist zu tun?
Der Entlastungsbetrag für Alleinerzie-
hende kann bereits im Rahmen des 
Lohnsteuer-Ermäßigungsverfahrens 
geltend gemacht werden. Alleinste-
hende Personen mit Anspruch auf 
den Entlastungsbetrag werden in 
die Lohnsteuerklasse II eingereiht. 
Das Finanzamt darf in der Regel die 
Steuerklasse II nur dann erstmals 
als ELStAM ausweisen, wenn die 
Arbeitnehmerin oder der Arbeitneh-
mer schriftlich versichert hat, dass 
die Voraussetzungen für die Berück-
sichtigung des Entlastungsbetrags 
für Alleinerziehende vorliegen und 
ihm seine Verpflichtung bekannt ist, 
die Eintragung umgehend ändern zu 
lassen, wenn diese Voraussetzungen 
wegfallen.

Wo geregelt?
§§ 24b, 38b Einkommensteuergesetz  
 
BMF-Schreiben vom 23. Okto-
ber 2017, BStBl. I S.1432 oder 
www.bundesfinanzministerium de

Ein behindertes volljähriges Kind ist 
außerstande sich selbst zu unterhal-
ten, wenn es im Rahmen der Einglie-
derungshilfe vollstationär unterge-
bracht ist und daneben ausschließlich 
Pflegegeld bezieht.

Wo geregelt?
§ 32 Abs. 4 und 6 Einkommensteu-
ergesetz 
R 32.9 Einkommensteuer-Richtlinien 
2012 
Weitere Details können Sie unter 
anderem im BMF-Schreiben zur 
steuerlichen Berücksichtigung 
behinderter Kinder vom 22. Novem-
ber 2010 (BStBl I S. 1346), ergänzt 
durch BMF-Schreiben vom 8. Feb-
ruar 2016 (BStBl I S. 226) unter: 
www.bundesfinanzministerium.de 
nachlesen.

8.2	 Entlastungsbetrag für Alleinerziehende

Alleinerziehende erhalten einen 
Entlastungsbetrag von jährlich 
1 908 Euro. Für jedes weitere zu 
berücksichtigende Kind wird dieser 
Entlastungsbetrag um je 240 Euro 
erhöht. Der Entlastungsbetrag von 
1 908 Euro (Grundbetrag) ist in der 
Steuerklasse II berücksichtigt. Der 
für das zweite und weitere Kind(er) 
zu berücksichtigende Erhöhungs-
betrag kann bereits im Lohnsteu-
er-Ermäßigungsverfahren geltend 
gemacht werden und wird als Freibe-
trag bei den ELStAM berücksichtigt. 
Hierzu ist ein entsprechender Antrag 

beim Wohnsitzfinanzamt (Antrag auf 
Lohnsteuer-Ermäßigung plus Anlage 
Kinder) zu stellen. Der Freibetrag 
(Grundbetrag als auch Erhöhungsbe-
trag) wird allerdings für jeden vollen 
Kalendermonat, in dem die Voraus-
setzungen nicht vorgelegen haben, 
um ein Zwölftel gekürzt.

Der Entlastungsbetrag soll den Mehr-
aufwand für die Lebens- und Haus-
haltsführung steuerlich berücksich-
tigen, den „echte Alleinerziehende“ 
gegenüber Lebensgemeinschaften 
haben. Den Entlastungsbetrag kön-
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fall anfordern. Barzahlungen werden 
nicht berücksichtigt. 

Wo geregelt?
§ 10 Abs. 1 Nummer 5 Einkommen-
steuergesetz 

Weitere Einzelheiten zur steuer-
lichen Berücksichtigung von Kin-
derbetreuungskosten finden Sie im 
BMF-Schreiben vom 14. März 2012 
(www.bundesfinanzministerium.de).

8.4	 Sonstige kindbedingte Steuererleichterungen

Als sonstige allgemeine kindbedingte 
Steuererleichterungen sind zu nen-
nen:

	■ die Minderung der zumutbaren 
Belastung bei außergewöhnlichen 
Belastungen allgemeiner Art (§ 33 
Abs. 3 Einkommensteuergesetz – 
siehe Textziffer 3)

	■ der Freibetrag für den Sonderbe-
darf eines sich in Ausbildung befin-
denden volljährigen und auswärtig 
untergebrachten Kindes (§ 33a 
Abs. 2 Einkommensteuergesetz)

	■ die Minderung der Kirchensteu-
er und des Solidaritätszuschlags 
(§ 51a Abs. 2 Einkommensteuerge-
setz)

Hinweis
Nähere Informationen hierzu bietet 
die Broschüre „Familien und Steu-
ern“, die Ihnen im Internet unter 

mdfe.brandenburg.de/de/publikatio-
nen zum Abruf bereit steht.

8.3	 Kinderbetreuungskosten

Sofern Ihnen Kosten für die Betreu-
ung eines (behinderten) Kindes 
erwachsen, können diese Aufwen-
dungen steuerlich als Sonderausga-
ben berücksichtigt werden.

Von den Aufwendungen für Dienst-
leistungen zur Betreuung eines Kin-
des werden zwei Drittel, höchstens 
4 000 Euro im Jahr steuerlich als Son-
derausgaben berücksichtigt, wenn

	■ für das Kind ein Anspruch 
auf die steuerlichen Frei-
beträge für Kinder oder auf  
Kindergeld besteht,

	■ das Kind zum Haushalt des Steuer-
pflichtigen gehört und

	■ das Kind das 14. Lebensjahr noch 
nicht vollendet hat oder das Kind 
wegen einer vor Vollendung des 
25.  Lebensjahres eingetretenen 
körperlichen, geistigen oder seeli-
schen Behinderung außerstande 
ist, sich selbst zu unterhalten (siehe 
hierzu auch Textziffer 8.1).

Welche Kosten werden berück-
sichtigt?
Für einen Abzug kommen grundsätz-
lich alle Kosten in Betracht, die zur 
Betreuung des Kindes anfallen, wie 

z. B. die Kosten für eine Tagesmut-
ter, für einen Krippenplatz oder die 
Kindergartengebühren. Aufwendun-
gen für Unterricht, für die Vermittlung 
besonderer Fähigkeiten sowie für 
sportliche und andere Freizeitbetäti-
gungen werden nicht berücksichtigt.

Was ist zu tun?
Kinderbetreuungskosten werden bei 
der Einkommensteuerveranlagung 
berücksichtigt. Sie sind in der Anlage 
Kind einzutragen. Auch eine Berück-
sichtigung als ELStAM bzw. eine 
Eintragung als Freibetrag auf der 
Bescheinigung für den Lohnsteuer-
abzug für das jeweilige Kalenderjahr 
ist im Rahmen des Lohnsteuer-Ermä-
ßigungsverfahrens möglich, soweit 
die Antragsgrenze von 600  Euro 
überschritten ist (siehe Textziffer  7). 
Voraussetzung für den Abzug der 
Kinderbetreuungskosten ist –  wie 
bei den haushaltsnahen Dienstleis-
tungen bzw. Handwerkerleistungen 
(siehe Textziffer  5.1)  –, dass Sie für 
die Aufwendungen eine Rechnung 
erhalten haben und die Zahlung auf 
das Konto des Leistungserbringers 
erfolgt ist. Das Finanzamt kann die 
entsprechenden Belege im Einzel-



40 41HANDICAP UND STEUERN STEUERTIPPS FÜR MENSCHEN MIT BEHINDERUNGEN40 41

A Einkommen- und Lohnsteuer

trag in Höhe von maximal 900  Euro 
gewährt. Ein Werbungskosten-
pauschbetrag von 102  Euro mindert 
die Einkünfte, wenn nicht nachgewie-
sene höhere Werbungskosten zum 
Abzug kommen. Da für die Versor-
gungsempfänger, deren Versorgung 
nach Ablauf des Jahres 2005 beginnt, 
der Versorgungsfreibetrag und der 
Zuschlag zum Versorgungsfreibetrag 
schrittweise zurückgeführt wird, unter-
liegen künftige Pensionärsjahrgänge 
schrittweise in größerem Umfang der 
Besteuerung (siehe hierzu auch die 
Ausführungen in der Broschüre „Ren-
ten und Steuern“, abzurufen im Inter-
net unter mdfe.brandenburg.de/de/
publikationen).

Auch beim Versorgungsfreibetrag 
gibt es für behinderte Menschen eine 
Sonderregelung:
Bezüge aus ehemaligen privatrechtli-
chen Arbeitsverhältnissen, die wegen 
Erreichens einer Altersgrenze gezahlt 
werden, gelten nach den allgemei-
nen Grundsätzen nur dann als Ver-
sorgungsbezüge, wenn der Leis-
tungsempfänger das 63.  Lebensjahr 
vollendet hat. Für schwerbehinderte 
Menschen ist diese Altersgrenze auf 
die Vollendung des 60.  Lebensjah-
res herabgesetzt. Diese Regelung 

führt zu einer Gleichbehandlung 
schwerbehinderter Arbeitnehmer des 
öffentlichen Dienstes und der Privat-
wirtschaft. Auch schwerbehinderte 
Beamte können mit Vollendung des 
60.  Lebensjahres in den Ruhestand 
versetzt werden und damit steuer-
begünstigte Versorgungsbezüge 
erhalten. Für Bezüge, die wegen ver-
minderter Erwerbstätigkeit gezahlt 
werden, werden der Versorgungs-
freibetrag und der Zuschlag zum Ver-
sorgungsfreibetrag unabhängig vom 
Alter des Versorgungsempfängers 
berücksichtigt.

Was ist zu tun?
Der Arbeitgeber berücksichtigt den 
Versorgungsfreibetrag beim Lohn-
steuerabzug automatisch (siehe Text-
ziffer 7). Einer Bescheinigung für den 
Lohnsteuerabzug bedarf es folglich 
nicht. Auch die Finanzämter berück-
sichtigen den Versorgungsfreibetrag 
bei der Einkommensteuerveranla-
gung von Amts wegen anhand der im 
Bruttoarbeitslohn enthaltenen Versor-
gungsbezüge.

Wo geregelt?
§ 19 Abs. 2 Einkommensteuergesetz 
R 19.8 und R 39b.3 Lohnsteu-
er-Richtlinien 2020

9	 Steuerfreie Einnahmen einer Gastfamilie für die 
Aufnahme eines behinderten oder von Behinderung 
bedrohten Menschen

Behinderte Menschen finden oft in 
Gastfamilien Unterstützung, die damit 
eine Teilhabe am gesellschaftlichen 
Leben außerhalb von Einrichtungen 
der Behindertenhilfe ermöglichen. 
Der Staat honoriert diese Integrati-
onsleistungen, indem alle Einnahmen 
steuerfrei sind, die einer Gastfamilie 
für Pflege, Betreuung, Unterkunft und 
Verpflegung eines behinderten oder 
von Behinderung bedrohten Men-
schen zufließen und auf Zahlungen 
durch einen Leistungsträger nach 
dem Sozialgesetzbuch beruhen. Glei-

ches gilt für Selbstzahlungen durch 
die behinderte Person bis zur Höhe 
der Leistungen nach dem Zwölften 
Buch des Sozialgesetzbuches.
Gastfamilien in diesem Sinne können 
neben den Angehörigen des behin-
derten Menschen auch andere Fami-
lien mit oder ohne Kinder, Lebensge-
meinschaften, Alleinerziehende oder 
alleinstehende Personen sein.

Wo geregelt?
§ 3 Nr. 10 Einkommensteuergesetz

10	 Sonderregelung für behinderte Menschen beim 
Versorgungsfreibetrag

Die im öffentlichen und privaten 
Dienst gezahlten Versorgungsbezüge 
unterliegen als Bezüge aus einem 
früheren Dienstverhältnis grundsätz-
lich in voller Höhe der Einkommen-
steuer und dem Lohnsteuerabzug. 
Um die gegenüber der Besteuerung 

von Renten vergleichsweise höhere 
Besteuerung der Versorgungsbezüge 
abzumildern, wird ein Versorgungs-
freibetrag von maximal 40  Prozent 
der Versorgungsbezüge (höchstens 
jedoch 3 000  Euro) zuzüglich eines 
Zuschlags zum Versorgungsfreibe-
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und Empfänger des Rentenbezuges. 
Die zentrale Stelle stellt die Daten 
den zuständigen Finanzämtern zur 
Verfügung. Das Rentenbezugsmit-
teilungsverfahren entbindet aber kei-
nen Steuerpflichtigen von der Abgabe 
einer Steuererklärung.

Weitere Informationen finden Sie in 
den Broschüren „Renten und Steu-

ern“ sowie „Müssen Rentnerinnen 
und Rentner aufgrund der Rente-
nerhöhung zum 1.Juli 2020 Steuern 
zahlen?“ (wird jährlich aktualisiert), 
abzurufen im Internet unter mdfe.
brandenburg.de/publikationen.

Wo geregelt?
§ 22 Nr. 1 Satz 3 Buchstabe a und 
§ 22a Einkommensteuergesetz

11.2	 Erwerbsminderungsrenten

Die dargestellten Grundsätze der 
Rentenbesteuerung ab dem Jahr 
2005 gelten auch für Erwerbsmin-
derungsrenten aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung, da diese auf 
denselben Beiträgen beruhen wie 
die Altersrenten. Renten aus privaten 

Berufsunfähigkeitsversicherungen 
werden grundsätzlich – wie bisher – 
mit dem Ertragsanteil besteuert. Die 
steuerpflichtigen Ertragsanteile, die 
sich nach dem Lebensalter zum Ren-
tenbeginn richten, sind ab 2005 deut-
lich abgesenkt worden.

11.2.1	 Rückwirkende Bewilligung einer Erwerbsminderungsrente

Wird eine Erwerbsminderungsrente 
rückwirkend zugebilligt, fällt der 
Anspruch auf Sozialleistungen (z. B. 
Krankengeld) für diesen Zeitraum 
ganz oder teilweise weg. Die Verrech-
nung erfolgt direkt zwischen Kranken-
kasse und dem Träger der Renten-
versicherung. Soweit die gesetzliche 

Rentenversicherung der Kranken-
kasse gegenüber erstattungspflich-
tig ist, wird das bisher ausgezahlte 
Krankengeld steuerlich rückwirkend 
als Rentenzahlung angesehen und in 
Höhe des Besteuerungsanteils ver-
steuert. Die dem Progressionsvorbe-

11	 Besteuerung von Renten

11.1	 Grundsatz

Ausgehend von einem Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts im Jahr 2002 
wurde die Besteuerung der Altersbe-
züge mit dem Inkrafttreten des Alter-
seinkünftegesetzes (AltEinkG) zum 
1. Januar 2005 neu geregelt. Ziel die-
ser neuen Regelung ist, die Besteu-
erung von Renten und Pensionen 
schrittweise gleichzustellen. 

Schwerpunkt des Alterseinkünftege-
setzes ist der Übergang zur nachge-
lagerten Besteuerung von Altersbe-
zügen. Das bedeutet, dass Renten 
(z. B. aus der gesetzlichen Renten-
versicherung) erst dann besteuert 
werden, wenn sie ausgezahlt werden 
–  also im Alter. Im Gegenzug sind 
die Beiträge zur Altersvorsorge in 
der Erwerbsphase in vollem Umfang 
steuerlich absetzbar und bleiben 
damit im Ergebnis unversteuert. 

Um Härten zu vermeiden hat der 
Gesetzgeber beschlossen, die 
Umstellung auf die nachgelagerte 
Besteuerung schrittweise vorzuneh-
men. Bei allen Renten, die im Jahr 
2005 oder früher begonnen haben, 

beträgt der Besteuerungsanteil 
50 Prozent. Ab dem Jahr 2006 erhöht 
sich der Besteuerungsanteil jähr-
lich um jeweils zwei Prozentpunkte, 
so dass ein Neurentner des Jahres 
2018 bereits 76 Prozent seiner Rente 
der Besteuerung zu unterwerfen hat. 
In den Jahren von 2020 bis 2040 
steigt der steuerpflichtige Teil dann 
noch einmal um je ein Prozentpunkt 
pro Jahr, bis im Jahr 2040 die Rente 
zu 100 Prozent steuerpflichtig ist. 
Im Gegenzug werden die während 
der Erwerbsphase in die Altersvor-
sorge eingezahlten Beiträge für alle 
Erwerbstätigen über die Jahre all-
mählich von der Einkommensteuer 
freigestellt, um spätere Doppelbe-
steuerungen zu vermeiden.

Mit dem Alterseinkünftegesetz wurde 
auch das Rentenbezugsmitteilungs-
verfahren eingeführt. In diesem Ver-
fahren übermitteln die gesetzlichen 
Rentenversicherungsträger und alle 
anderen Anbieter von Altersvorsor-
geprodukten der zentralen Stelle bei 
der Deutschen Rentenversicherung 
Bund Angaben über Höhe, Zeitpunkt 
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halt unterliegenden Sozialleistungen 
sind entsprechend zu mindern. 

Wo geregelt?
§ 22 Nr. 1 Satz 3 Buchstabe a und 
§ 32b Einkommensteuergesetz

11.3	 Nachfolgende Renten

Folgen Renten aus derselben Versi-
cherung einander unmittelbar nach 
(z. B. eine Altersrente folgt auf eine 
Erwerbsminderungsrente, eine Wit-
wenrente folgt auf eine Altersrente 
des Verstorbenen), ist für die Bestim-
mung des steuerpflichtigen Anteils 
der neuen Rente der Rentenbeginn 

der vorhergehenden Rente maßgeb-
lich. 

Wo geregelt?
§ 22 Nr. 1 Buchstabe a, Doppelbuch-
stabe aa S. 8 Einkommensteuerge-
setz

11.4	 Steuerfreie Renten

Einige Renten sind in vollem Umfang 
steuerfrei. Dazu zählen z. B. Renten 
aus der gesetzlichen Unfallversiche-
rung; Versorgungsbezüge der Wehr-
dienst-, Kriegs- und Zivildienstge-
schädigten und ihrer Hinterbliebenen 
und Wiedergutmachungsrenten.

Wo geregelt?
§ 3 Nr. 1 Buchstabe a, § 3 Nr. 6 und 
§ 3 Nr. 8 und 8a Einkommensteuer-
gesetz

12	 Freibetrag für Veräußerungsgewinne

Gewerbliche Veräußerungsgewinne 
gehören nach § 16 Einkommen-
steuergesetz zu den Einkünften aus 
Gewerbebetrieb. Betriebsinhaber, die 
das 55.  Lebensjahr vollendet haben 
oder die im sozialversicherungsrecht-
lichen Sinne dauernd berufsunfähig 
sind, erhalten einmalig einen Frei-
betrag von 45 000 Euro. Der Freibe-
trag ermäßigt sich um den Betrag, 
um den der Veräußerungsgewinn 
136 000  Euro übersteigt. Im Falle 
eines Veräußerungsgewinns von 
181 000 Euro ist der Freibetrag daher 
aufgezehrt.
Zum Nachweis der dauernden Berufs-
unfähigkeit reicht die Vorlage eines 
Bescheids des Rentenversicherungs-
trägers aus, aus dem die Berufsun-
fähigkeit oder Erwerbsunfähigkeit im 
Sinne der gesetzlichen Rentenversi-
cherung hervorgeht. Der Nachweis 
kann auch durch eine amtsärztliche 

Bescheinigung erbracht werden. 
Auch die Leistungspflicht einer priva-
ten Versicherung, die an einen Grad 
der Berufsunfähigkeit von mindestens 
50  Prozent oder an eine Minderung 
der Erwerbsfähigkeit wegen Krank-
heit oder Behinderung auf weniger 
als sechs Stunden täglich anknüpft, 
kann als Nachweis dienen.

Die vorstehenden Ausführungen gel-
ten entsprechend bei Gewinnen, die 
bei der Veräußerung eines land- und 
forstwirtschaftlichen Betriebs sowie 
bei der Veräußerung eines der selb-
ständigen Arbeit dienenden Vermö-
gens erzielt werden.

Wo geregelt?
§§ 14, 16 Abs. 4 und 18 Abs. 3 Ein-
kommensteuergesetz 
R 16 Abs. 14 Einkommen-
steuer-Richtlinien 2012
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2.	 Wohnungsbauprämie nach dem Wohnungsbau-
Prämiengesetz (WoPG)

Für nach dem Wohnungsbau-Prä-
miengesetz begünstigte Bau-
sparverträge bestehen ebenfalls 
Sperrfristen, vor deren Ablauf über 
Sparbeiträge nicht prämienunschäd-
lich verfügt werden kann. Auch hier 
gilt die Ausnahme, dass bei einer 
völligen Erwerbsunfähigkeit nach 
Vertragsabschluss der Arbeitnehmer 
über seine Sparleistungen und die 
bereits fälligen Wohnungsbauprä-
mien vor Ablauf der Festlegungsfrist 
frei verfügen kann. 

Eine vorzeitige unschädliche Verfü-
gung ist auch dann möglich, wenn 
nicht der Sparer selbst, sondern sein 
Ehegatte nach Vertragsabschluss 
völlig erwerbsunfähig geworden ist. 
Voraussetzung ist dann aber, dass 
die Eheleute bei Eintritt der Erwerb-
sunfähigkeit nicht dauernd getrennt 
gelebt haben.

Wann liegt eine völlige Erwerbsun-
fähigkeit vor?
Im Sinne dieser Regelung liegt eine 
völlige Erwerbsunfähigkeit vor, wenn 

der Grad der Behinderung mindes-
tens 95 beträgt.

Was ist zu tun?
Um vorzeitig unschädlich über das 
angelegte Geld verfügen zu kön-
nen, muss dem Finanzamt, Kredi-
tinstitut oder der Bausparkasse der 
Grad der Behinderung nachgewiesen 
werden. Dieser Nachweis ist in der 
Regel durch Vorlage des Schwer-
behindertenausweises oder durch 
andere amtliche Unterlagen des Lan-
desamts für Soziales und Versorgung 
zu erbringen. In Zweifelsfällen muss 
auch glaubhaft gemacht werden, 
dass die völlige Erwerbsunfähigkeit 
nach Abschluss des begünstigten 
Vertrages eingetreten ist.

Wo geregelt?
§ 2 Abs. 3 Nr. 3 Wohnungsbau-Prä-
miengesetz

1.	 Vorzeitige Verfügung über vermögenswirksam 
angelegte Beträge

Nach dem Fünften Vermögensbil-
dungsgesetz (5. VermBG) bestehen 
für folgende Anlageformen für vermö-
genswirksame Leistungen Sperrfris-
ten:

	■ Sparverträge über Wertpapiere 
oder andere Vermögensbeteiligun-
gen,

	■ Wertpapier-Kaufvertrag,
	■ Beteiligungs-Vertrag,
	■ Beteiligungs-Kaufvertrag.

Die Förderung setzt voraus, dass 
die Leistungen bis zum Ablauf einer 
Sperrfrist festgelegt sind und nicht 
vorzeitig über sie verfügt wird. Eine 
vorzeitige Verfügung hätte die Rück-
forderung einer gegebenenfalls 

gewährten Arbeitnehmer-Sparzulage 
zur Folge.
Von diesem Grundsatz macht das 
Gesetz unter anderem eine Aus-
nahme, wenn der Arbeitnehmer nach 
Vertragsabschluss völlig erwerbs-
unfähig geworden ist. In einem sol-
chen Fall kann der Arbeitnehmer 
über die Leistungen vorzeitig frei 
verfügen, ohne die gewährte Arbeit-
nehmer-Sparzulage zurückzahlen zu 
müssen.

Wo geregelt?
§§ 4 bis 9 des Fünften Vermögensbil-
dungsgesetzes 
Anwendungsschreiben zum 5. Ver-
mBG vom 29. November 2017; 
www.bundesfinanzministerium.de
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Muss ich die Vergünstigung bean-
tragen?
Ja, beim Hauptzollamt Frankfurt 
(Oder) muss ein schriftlicher Antrag 
(§ 3a Absatz 3 KraftStG) gestellt 
werden. Der Antrag ist vom schwer-
behinderten Menschen selbst zu 
unterschreiben. Wird der schwerbe-
hinderte Mensch von einem Dritten 
vertreten, muss grundsätzlich eine 
wirksame Vollmacht vorgelegt wer-
den.
Die Steuervergünstigung nach 
§ 3a KraftStG wird fahrzeugbezo-
gen gewährt, solange das Kraftfahr-
zeug für die schwerbehinderte Per-
son zugelassen ist. Daher muss bei 
einem Fahrzeugwechsel sowie im 
Falle der Wiederzulassung außer 
Betrieb gesetzter Kraftfahrzeuge 
der Antrag auf Steuervergünstigung 
erneut gestellt werden.
Der Antrag auf Steuervergünstigung 
für Schwerbehinderte liegt i. d. R. bei 
der Zulassungsbehörde aus oder 
kann im Internet (zoll.de) herunterge-
laden werden.

Welche Unterlagen muss ich vor-
legen?
Zusammen mit dem Antrag sind fol-
gende Unterlagen vorzulegen:

	■ gültiger Schwerbehindertenaus-
weis (Kopie ist ausreichend),

	■ Beiblatt zum Schwerbehinderten-
ausweis – nur bei Inanspruchnah-
me der Steuerermäßigung – (Kopie 
ist ausreichend).

Was passiert, wenn das Fahrzeug 
zweckfremd genutzt wird?
Die Steuervergünstigung nach § 3a 
KraftStG soll nur der schwerbehin-
derten Person zugute kommen. Sie 
kann deshalb nicht auf andere Per-
sonen übertragen oder ausgedehnt 
werden. Deshalb ist die begünstigte 
(Mit)-Beförderung dritter Personen 
erheblich eingeschränkt. Zweckfremd 
ist z. B. die Benutzung eines begüns-
tigten Fahrzeugs durch dritte Perso-
nen (auch durch Familienangehö-
rige), sofern die Benutzung nicht im 
Zusammenhang mit der Fortbewe-
gung oder der Haushaltsführung der 
schwerbehinderten Person steht.

Wollen Sie das Fahrzeug vorüberge-
hend oder dauerhaft zu anderen als 
den begünstigten Zwecken nutzen, 
müssen Sie dies dem Hauptzollamt 
schriftlich mitteilen. Die Kraftfahr-
zeugsteuer wird dann für die Dauer 
der zweckfremden Nutzung, mindes-

1.	 Vergünstigungen bei der Kraftfahrzeugsteuer

Welche Vergünstigungen sieht 
das Kraftfahrzeugsteuergesetz 
(KraftStG) vor?
Je nach Grad der Behinderung (GdB) 
haben Sie Anspruch auf Ermäßigung 
oder Befreiung von der Kraftfahrzeug-
steuer (§ 3a KraftStG). Die Steuerver-
günstigung steht nur einer schwerbe-
hinderten Person selbst und nur für 
ein Fahrzeug zu. Auch schwerbehin-
derte Minderjährige können Halter 
von Fahrzeugen sein. Das Fahrzeug 
muss nicht selbst geführt werden.

Die Vergünstigung wird nur gewährt, 
solange das Fahrzeug im Zusam-
menhang mit der Fortbewegung oder 
der Haushaltsführung der schwerbe-
hinderten Person benutzt wird.

Wann bin ich vollständig von der 
Kraftfahrzeugsteuer befreit?
Voraussetzungen für eine Befreiung 
von der Kraftfahrzeugsteuer sind:

	■ Sie sind schwerbehindert (GdB 
mindestens 50).

	■ In Ihrem Schwerbehindertenaus-
weis sind die Merkzeichen aG 
(außergewöhnlich gehbehindert), 
Merkzeichen Bl (blind oder hoch-

gradig sehbehindert) oder Merkzei-
chen H (hilflos) eingetragen.

	■ Das Fahrzeug ist auf Sie zugelas-
sen.

Wann ermäßigt sich die Kraftfahr-
zeugsteuer?
Voraussetzungen für eine Ermäßi-
gung der Kraftfahrzeugsteuer um 
50 Prozent sind:

	■ Sie sind schwerbehindert (GdB 
mindestens 50).

	■ Sie sind in der Bewegungsfähigkeit 
im Straßenverkehr erheblich beein-
trächtigt (Merkzeichen G) oder ge-
hörlos (Merkzeichen Gl).

	■ Ihr Schwerbehindertenausweis hat 
einen orangefarbenen Flächenauf-
druck, der Sie zur unentgeltlichen 
Beförderung im öffentlichen Per-
sonennahverkehr berechtigt. Auf 
dem Beiblatt zum Schwerbehinder-
tenausweis darf jedoch keine Wert-
marke aufgeklebt sein. Sie verzich-
ten damit auf eine unentgeltliche 
Beförderung im öffentlichen Perso-
nennahverkehr.

	■ Das Fahrzeug ist auf Sie zugelas-
sen.
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tens jedoch für einen Monat, festge-
setzt.

Wo geregelt?
§ 3a Kraftfahrzeugsteuergesetz

Sonderregelung für bestimmte 
behinderte Menschen
Für schwerbehinderte Menschen, 
denen die Kraftfahrzeugsteuer am 
31. Mai 1979 gemäß dem damali-
gen § 3 Abs. 1 Nr. 1 KraftStG 1972 
erlassen war, gilt eine Sonderrege-
lung. Zur Wahrung ihres Besitzstan-
des kann dieser Personenkreis die 
vollständige Befreiung von der Kraft-
fahrzeugsteuer in Anspruch nehmen, 
wenn ein GdB von mindestens 50 
oder eine Minderung der Erwerbsfä-
higkeit von mindestens 50 Prozent 
sowie eines der folgenden Merkmale 
bzw. Merkzeichen im Schwerbehin-
dertenausweis vorliegen:

	■ Kriegsbeschädigt (Schwerkriegs-
geschädigte nach dem Bundesver-
sorgungsgesetz),

	■ VB = Versorgungsberechtigung 
(schwerbeschädigte ehemalige 

Soldaten der Bundeswehr, Zivil-
dienstleistende oder politische 
Häftlinge der ehemaligen DDR),

	■ EB = Entschädigungsberechtigung 
(Opfer der nationalsozialistischen 
Verfolgung).

Wo geregelt?
§ 17 Kraftfahrzeugsteuergesetz

An wen kann ich mich bei weite-
ren Fragen wenden?
Fragen zur Kraftfahrzeugsteuer 
beantwortet die 

Generalzolldirektion 
– Zentrale Auskunft –
Carusufer 3–5
01099 Dresden

bzw.
Postfach 100761
01077 Dresden

Telefon: (0351) 4 48 34-550
E-Mail: info.kraftst@zoll.de

Dienststellen des Zolls in Ihrer Nähe: 
Internet: zoll.de
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